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Eine Gefährdung der Stabilisierungspolitik

Geheim rat Vocke, Vorsitzender 
des V orstandes der Bank deut

scher Länder, hat kürzlich vor dem 
W eltw ährungsfonds in Mexiko die 
Leistungen des Zentralbankinstituts, 
vor allem in der Abwehr einer 
neuen  Inflationsgefahr, herausge
stellt. M it Recht! Denn die Bank 
deutscher Länder, obwohl ihre 
staatsrechtliche Stellung vor allem 
in ihrem  V erhältnis zur Bundes
regierung noch immer nicht end
gültig legalisiert ist, wurde als 
W ächter der W ährung instituiert, 
und sie hat dieses w iditige Amt 
m it dem Mut auch zum Unpopu
lären behauptet. Inflationsgefahren 
können aus verschiedenen Ursachen 
entstehen, ohne daß etw a Fehlmaß
nahm en einer Notenbank dafür 
verantw ortlich wären. Die Lohn- 
und Preisbewegung zum Beispiel 
en thält immer eine solche latente 
Gefahr, wenn sie nicht rechtzeitig 
als solche erkannt und entweder 
spekulatives Interesse oder Grup
penegoism us in die notwendigen 
Schranken verw iesen werden. Bis
her ha t die Entwicklung der deut
schen W irtschaft in den letzten 
drei Jah ren  gezeigt, daß auch unter 
dem Druck politisciier Ereignisse 
(Korea) Löhne und Preise im gro
ßen und ganzen exzessive Aus
brüche vermieden, wobei nicht nur 
gesundes M aßhalten in Ansprüchen 
und Forderungen, sondern auch in
direkt die scharfe Kontrolle der 
Geldbewegung ihre Rolle gespielt 
haben.

M an täusche sich aber nicht: d ie  
G e f a h r  b l e i b t  l a t e n t ,  und 
sie droht vielleicht nicht so sehr 
von seiten  der sogenannten freien 
W irtschaft als gerade von der 
Seite, die eigentlich am wenigsten 
Interesse daran hätte, das Normal
gefüge zu zerstören; v o n  d e r  
ö f f e n t l i c h e n  H a n d .  Genauer 
gesagt von der Seite solcher 
Kosten, die wichtige öffentliche

Versorgungsunternehmen zugrun
delegen, um damit ihre Preise ge
genüber der auf sie angewiese
nen Verbrauchermasse zu rechtfer
tigen. Schon wird offen davon ge
sprochen, daß die Tarife der Elek- 
trizitäts- und Gaswerke, der 
W asserwerke den gestiegenen Ko
sten nicht m ehr gerecht werden, 
und daß entsprechende Preiser
höhungen — m an deutet an um 
10— 15 ”/o — nötig würden. Ganz 
abgesehen davon, daß damit die 
öffentliche Hand, die ja  zu einem 
sehr großen Teil über diese V er
sorgungsunternehmungen verfügt, 
gegenüber der Wirtschaft, die keine 
Monopole besitzt, ein s c h l e c h 
t e s  Beispiel gibt, das Schule 
machen könnte und das auch bei 
einer entsprechenden Verteuerung 
der Lebenshaltungskosten für jeden 
Verbraucher leicht zu neuen Lohn
bewegungen führen kann, resultiert 
daraus auch der deprimierende 
Eindruck, daß der Fiskus wie auch 
auf dem Gebiet der Steuerpolitik 
seine Macht rücksichtslos ausnutzt, 
obwohl, was zum Beispiel die 
Energiewirtschaft angeht, diese 
ohnehin für ihre Investitioiisfinan- 
zierung nicht nur bereits von der 
amerikanischen Auslandshilfe pro
fitierte, sondern auch bekanntlich 
erheblich an den Resultaten der 
Investitionshilfe beteiligt wird. 
Schon vorher hatte  die B u n d e s 
b a h n  eine immerhin von der v e r
ladenden W irtschaft schmerzlich 
empfundene Tariferhöhung durch
geführt. Nun will bekanntlich auch 
die B u n d e s p o s t  eine empfind
liche Erhöhung ihrer Tarife er- 
Aarken, obwohl gerade sie so eng 
mit der volkswirtschaftlichen Ent
wicklung verzahnt ist wie kaum 
ein anderes Instrument des täg
lichen Verkehrs.

Niemand verkennt, daß auch die 
deutsche Post neue erhebliche In
vestitionen durchzuführen hat, um

der modernen Entwicklung des 
Fernmeldewesens zu folgen und 
nicht hinter den Leistungen des 
Auslands zurückzubleiben. Das 
haben die W irtschaft und ihre Or
ganisationen auch prinzipiell aner
kannt. Sie sind sich bewußt, daß 
dafür entsprechende Geldbeträge 
bereitgestellt werden müssen. Die 
Frage ist nur, ob man wieder ein
mal die breite Masse der Bevölke
rung durch eine einfache Erhöhung 
der geltenden Posttarife mit der 
Aufbringung solcher M ittel be
lasten soll,, was gleichzeitig eine 
erhebliche Verteuerung der Spesen 
der W irtschaft bedeutet, oder ob 
der Investitionsetat der Post nicht 
auch durch a n d e r e  Maßnahmen 
gestützt werden karm. Beschreitet 
man den ersteren W eg nach dem 
Rezept der Post, so muß man sich 
darüber klar, sein, daß die all
gemeine Verteuerung der Ge
schäftsspesen sehr wahrscheinlich 
zu Lasten der Verbraucherschaft 
geht, die nicht nur durch höhere 
Preise als Folge einer solchen Ge
schäftskostenverteuerung, sondern 
auch unm ittelbar in der privaten 
Sphäre von höheren Postgebühren 
betroffen wird, also eigentlich 
eine doppelte Last auf sich zu 
nehmen hat. Davon wiederum 
könnte eine n e u e  W e l l e  v o n  
P r e i s s t e i g e r u n g e n  und 
Lohnerhöhungswünschen ausgehen, 
zumindest solche Tendenzen, die 
von anderer Seite her gleichzeitig 
wirken, verstärken. Man kann da
her der Stellungnahme des D e u t 
s c h e n  I n d u s t r i e -  u n d  
H a n d e l s t a g e s  insofern prin
zipiell zustimmen, daß, wenn schon 
eine begrenzte Erhöhung der Ta
rife zur Deckung des Investitions
bedarfs nicht ganz zu vermeiden 
ist, eine Aufteilung dieses Bedarfs 
auf E i g e n -  und F r e m d m i t t e l  
im Verhältnis 1:2 erfolgen sollte, 
so daß nicht mehr 300 Mill. DM, 
sondern allerhöchstens ein Be
trag von rund 100 Millionen DM
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durdi soldie Gebührenerhöhungen 
aufzubringen wäre. Allerdings ist 
dieser Kompromiß nur dann mög- 
lidi, wenn soldie Fremdmittel, also 
Ausländsanleihen, für die Post, 
ta tsäd ilid i zu erhalten wären. Die 
Berufung auf den Absdiluß der 
Londoner Sdiuldenkonferenz besagt 
hier leider vorläufig nodi wenig, 
wenn audi gewisse Besprediungen, 
die die in Mexiko anwesenden 
deutsdien M inister gehabt haben 
sollen, die M öglidikeit zur Erlan
gung einer W e l t b a n k a n l e i h e  
nidit ganz auszusdiließen sdieinen. 
Die Ansprüdie, die die Post m adit 
und die sidi zu einem wesent- 
lidien Teil darauf berufen, daß für 
die Betriebsredinung des Jahres 
1952/53 ein Reinverlust von 
152 Mill. DM gesdiätzt wird, 
während immerhin das abgelaufene 
Jah r 1951 nodi einen Reingewinn 
von 59 Mill. DM erbradite und 
1950 sogar ein Gewinn von 204 Mil
lionen DM gem adit worden ist, 
haben, wie es sdieint, eine etwas 
h y p o t h e t i s c h e  Grundlage. 
Denn inzwisdien hat sidi audi her
ausgestellt, daß in den ersten drei

M onaten des laufenden Gesdiäfts- 
jahres die Post eine höhere Ein
nahme erzielte, als sie jener 
Hypothese zugrunde lag.

Man sollte daher im Hinblidc auf 
die große volksw irtsdiaftlidie Be
deutung einer generellen Erhöhung 
der Posttarife zumindest sehr er- 
heblidie A b s t r i c h e  an der ur- 
sprünglidien Forderung machen 
und vor allem nur das akzep
tieren, was die Gefahr einer all
gemeinen Preissteigerung am ge
ringsten macht, ln  Verhandlungen 
wäre zu klären, ob Auslandsmittel 
für ein Investitionsprogramm der 
Post und eine M odernisierung 
der Fernmeldetechnik hereinge
nommen werden können. Endlidi 
sollten sich — es gilt dies nidit 
nur für die Bundespost — alle 
öffentlidien Unternehmungen dazu 
bereit erklären, solche R a t i o n a 
l i s i e r u n g s m a ß n a h m e n  in 
ihrem eigenen Betrieb durdizu- 
führen, wie sie die private W irt
schaft durchführen muß, wenn sie 
auf die Dauer rentabel, d. h. für 
Investition und Absatz kosten- und 
preisgeredit, bleiben will. (af)

Eine Lanze für Tariferhöhungen im Nahverkehr
Am Beispiel der Hamburger Hodibahn 

W  ir stehen gegenwärtig in einer publiziert. Zweifellos liegt
Periode der Tariferhöhungen für 
öffentliche Dienste. Es fragt sidi, 
ob solche Tariferhöhungen notwen
dig und wirtsdiaftspsychologisdi zu 
verantw orten sind.

Die Tariferhöhungen für öffent
liche Dienste hinken meist erst 
nach verzögernden Parlam entsde
batten der längst davon geeilten 
Preisspirale der Privatwirtschaft 
hinterher. W äre eine automatisch 
gleichmäßige Anpassung aller 
Preise und Löhne an den Steige
rungsinitiator möglidi, so könnte 
das Problem einer anhaltenden 
wirtsdiaftspsydiologischen Zermür- 
bung fortfallen. Die Preise würden 
ja  audi wieder gemeinsam sinken, 
sobald in dieser Riditung ein H aupt
w eltartikel den Anfang m adien 
würde. Das Pinay-Gesetz der Fran
zosen versudit, diese parallele Sta
bilisierung zu erreichen.

Die W eltm arktpreise für Baum
wolle, Papier, Kautsdiuk u. a. sind 
bereits im Fallen begriffen; Presse 
und Rundfunk haben weitgehend 
diese günstige W irtschaftstendenz

psydiologische Gefahr darin, wenn 
ausgeredinet staatliche oder ge- 
m isditw irtsdiaftlidie Betriebe die
ser Tendenz entgegenwirken. Man 
muß aber berüdisiditigen, daß es 
sidi bei den fallenden Preisen um 
Güter handelt, die in letzter Zeit 
bereits ' da s  Zwei- oder Dreifadie 
von dem gekostet haben, was wir 
früher für sie bezahlten. Diese 
Preise liegen trotz fallender Ten
denz heute nodi zum größten Teil 
über dem jetzigen M arktpreis
niveau. W enn man aber die Tarif
einnahmen je  beförderte Person 
von 1932 als Norm nimmt, so ist 
dieses N iveau in Hamburg jetzt 
erst w ieder erreidit worden. Die 
Preise für M onatskarten sind heute 
niedriger, für W ochenkarten etwas 
höher und für Langstreckenfahrten 
— z. B. in die W alddörfer — gerin
ger als 1932. W ir stehen also auf 
der Normzahl 100, so daß man 
von einer eigentlidien Fahrpreis
erhöhung gar nicht spredien kann.

Bis zum Beginn der Korea-Krise 
ist es infolge des notzeitbeding

ten hohen Ausnutzungsgrades der 
öffentlichen Verkehrsmittel möglidi 
gewesen, audi die gestiegenen Be
triebskosten ohne Tariferhöhungen 
zu bestreiten. Die Tarifreform von 
1950, die nodi unter dem Fahrpreis
niveau von 1932 lag, hätte bei Sta
bilität der W eltm arktpreise eine 
Deckung unserer Betriebs- und Un
terhaltungskosten ermöglidit. Jetzt 
ist aber dieser Punkt überschritten. 
Im Jah r 1951 konnte sogar nodi 
ein kleiner Gewinn erwirtsdiaftet 
werden, weil in dieser Zeitspanne 
mit M aterial gearbeitet wurde, das 
vor der Korea-Krise eingekauft 
war. Die vollen Auswirkungen der 
sidi dann entwickelnden Preis- 
Lohn-Spirale machen sidi erst in 
diesem Jahr in empfindlidier Weise 
bemerkbar.

Audi Betriebsrationalisierungen 
sind bis zur Grenze des Verant
wortbaren durchgeführt worden. 
Durch entsprechende Maßnahmen 
werden bei der Hamburger Hodi
bahn jährlidi 5,5 Mill. DM einge
spart. 8 Mill. DM fehlen noch.

Als gemeinnütziges Unternehmen 
muß der N ahverkehr in seiner 
Fahrpreisgestaltung audi den so
zialen Forderungen der Zeit Redi- 
nung tragen. Soweit dies irgend
wie möglidi ist, geschieht das 
auch. Laut Gesetz befördern wir die 
Sdiwerkriegsbesdiädigten kosten
los. Ohne staatlidies Entgelt ent
fallen uns hierfür bereits Mil
lionen an Einnahmen. Für Arbeits
lose und W erkstudenten wird 
ein Teil des Fahrgeldes aus staat
lichen M itteln beglidien. Darüber 
hinaus liegen jedodi nodi un
zählige A nträge auf ermäßigte 
Fahrpreise vor — so von Rentnern, 
Ausgebombten, Flüchtlingen, Heim
kehrern, Kurzarbeitern usw. —, 
kurz von mehr als der Hälfte aller 
Fahrgäste. Die Dringlidikeit 
dieser Anträge kann nidit ab
gesprochen werden. Eine so weit
gehende Fahrpreisermäßigung 
müßte aber in die Normaltarife, 
die für die restlidien Fahrgäste 
gelten, einkalkuliert werden, um 
die Einnahmen zur Dedcung der 
Betriebskosten zu erzielen. Damit 
würden allerdings Fahrpreise ent
stehen, die zumindest eine volle 
Anpassung an die Marktpreis
entwicklung zur Folge hätten. Eine 
M onatsnetzkarte, die 1932 RM 28,00
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HAMBURGER FREMDSPRACHEiVSCHULE
6 .  m .b .H .

D O L M  E X S C H  E R  - 1 N S T I  T V T

U nterrich t in  a lle n  S p ra ch en
N a tio n a le  L eh rkrä fte

D e u t s c h  f ü r  A u s l ä n d e r
Wohn- u n d  S tud ienheim

H A M B U R G  21,  K A R L S T H A S S E  3 8  ( W D )  T E L E F O N  2 2  3 5  9 2

kostete, w ürde dann also DM49,00 
kosten. Es erscheint wohl über
flüssig über die Folgen zu disku
tieren. Da die Hamburger Hoch
bahn keine Subventionen vom 
S taat erhält, ist sie audi nidit in 
der Lage, von sich . aus Ermäßi
gungen zu gewähren, weil die Be
rechnung der Fahrpreise für die 
G esam theit der Fahrgäste in An- 
be trad it der uns alle betreffenden 
N otzeit so niedrig gehalten ist, daß 
A bstridie nicht mehr möglich sind. 
Der § 26 des Personenbeförde
rungsgesetzes verlangt eine Fahr
preisgestaltung, die die Deckung

der Betriebs- und Unterhaltungs-' 
kosten, der gesetzlichen Abschrei
bungen und die Verzinsung des 
Kapitals ermöglicht.

Es wird häufig als Argument 
gegen die Tariferhöhungen an
geführt, daß sie eine halbamtliche 
Sanktionierung eines allgemeinen 
Preis- und Lohnauftriebes dar
stellen. Ein solch schwerer V or
wurf kann aber wohl kaum be
gründet werden, da bewiesen 
werden kann, daß die durchschnitt
lichen Einnahmen je beförderte 
Person das Tarifniveau von 1932 
nicht übersteigen. (W)

Der gemeinnützige Charakter verpflidhtet . . .
D ie  sogen, öffentlichen Dienste 
w erden heute, wenigstens soweit , 
sie überregional sind oder ihr Ar
beitsgebiet in großen Gemeinwesen 
haben, von Großunternehmen ge
leistet, die aus dem öffentlichen 
H aushalt ausgegliedert sind und 
trotz öffentlicher Kontrolle nach 
erwerbswirtschaftlichen Grundsät
zen arbeiten. Insofern w ird von 
ihnen auch gefordert, daß sie ihre 
Betriebs- und Unterhaltungskosten 
durch die von ihnen erhobenen 
G ebühren decken. Andererseits 
m adien  es die gemeinnützige Auf
gabe und der soziale Charakter 
dieser Dienste unmöglich, die Tarif
ordnung der allgem einen Preisbe
w egung anzupassen. Tarifänderun- 
gen sind infolgedessen im allge
m einen an die Zustimmung der zu
ständigen parlam entarischen Kör
perschaften gebunden. So geschieht 
es, daß in Zeiten allgem einen Preis
auftriebs (lie Tarife für öffentliche 
D ienste auf ihrem Stand verharren, 
w ährend in der Zeit der Preisfesti
gung oder der Preissenkung die 
nacäihinkenden Tarifsätze heraufge
setzt werden. Dieses V erhalten übt 
preispsychologisch einen sehr un
günstigen Einfluß aus. Denn die 
Tariferhöhung bringt für breite 
W irtsciiaftskreise, aber auch für

einen großen Teil der arbeitenden 
Bevölkerung ein neues Kosten
element, das sich nur zu leicht zu 
einer neuen Preis- und Lohn
erhöhungstendenz auswirken kann. 
Außerdem wird mit Recht in jeder 
Tarifheraufsetzung die amtliche 
Sanktionierung für ein erhöhtes 
Kosten- und Preisniveau gesehen.

Bei der gegenwärtig sehr labilen 
Preislage, die nach einer leichten 
Preissenkung zu. tendieren scheint, 
sind die heute diskutierten Tarif
erhöhungen für öffentliche Dienste 
außerordentlich bedenklich zu be
urteilen. Man muß sich die Frage 
vorlegen, ob trotz aller Bedenken 
gegen öffentliche Subventionen in 
einem Zeitpunkt wie dem gegen
wärtigen es nicht sinnvoller wäre, 
einen durch eine konjunkturelle 
Kostenerhöhung entstandenen Fehl
betrag nicht lieber durch öffentliche 
M ittel zu decken, soweit diese 
Kostenerhöhung nicht durch Be- 
triebsrationalisierung aufgefangen 
werden kann.

Auf dem Gebiet betrieblicher 
Rationalisierung könnte von den 
Verwaltungen der öffentlichen 
Dienste bestimmt noch viel ge
leistet werden. 'Infolge der kriegs
bedingten Verzögerungen im Aus
bau der Anlagen weisen gerade

die Anlagen der öffentlichen 
Dienste einen besonders hohen 
Ausnutzungsgrad auf, so daß es 
selbst bei Nachhinken der Tarif
sätze möglich sein müßte, die Ren
tabilitätsgrenze zu erreichen. Es 
soll nicht verkannt werden, daß 
die Unternehmen für öffentliche 
Dienste andererseits eine Reihe 
sozialer Auflagen haben, die sie 
daran hindern, ihre Kosten a i f  
ein den privaten Unternehmen 
paralleles Niveau herabzudrücken. 
Es ist aber die Frage, ob diese Art 
von Sonderlasten vom Benutzer 
der Dienste durch Gebühren
erhöhung aufgebracht werden soll.

Es ist auch fraglich, inwieweit 
Investitionen, die durch den kriegs
bedingten Nachholebedarf oder 
durch Erweiterungsvorhaben er
forderlich sind, von den Gebühren
einnahmen abgezweigt werden 
sollen. Auf dem Kapitalmarkt 
werden sich die Unternehmen für 
öffentliche Dienste nur schwer 
Mittel für Investitionen beschaffen 
können. Dem Benutzer der Dienste 
kann aber nicht zugemutet werden, 
überhöhte Gebühren für Anlage
erw eiterungen zu zahlen, die die 
Rentabilität des Unternehmens 
wiederherstellen sollen. Man hat 
vielfach auf die volkswirtschaft
lichen Gefahren der Selbstfinan
zierung durch überhöhte Preise auf 
dem Sektor der Marktwirtschaft 
hingewiesen. Da die Träger der 
öffentlichen Dienste aber alle einen 
Monopolcharakter haben, muß 
gegen die Methode der Selbst
finanzierung auf dem W ege ver
waltungsmäßig festgesetzter Ge
bühren erst recht Einspruch er
hoben werden. Eine solche Finan
zierungsmethode würde jede Kon
trolle darüber unmöglich machen, 
ob die Finanzierungsmittel wirklich 
für rentable Investitionen oder 
für Rationalisierungsvorhaben ver
wendet werden. Solange den 
öffentlichen Diensten der Kapital
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markt versdilossen ist, müssen die 
Finanzierungen durdi öffentlidie 
Kredite erfolgen, die verzinsbar 
und rüdczahlbar sind.

Ein anderer N aditeil der Tarif
erhöhungen ist der, daß mit jeder 
Erhöhung der Tarif komplizierter 
wird. Man will den Ansdiein er- 
wedcen, daß der Tarif trotz der Er
höhung sozial bleiben soll, und ist 
dadurdi gezwungen, neue Tarif
staffelungen einzuführen. Dadurdi 
wird beispielsweise im N ahver
kehr, aber audi in anderen Sparten 
öffentlidier Dienste eine vermehrte 
Kontrolltätigkeit und eine Erhöhung 
des Kontrollpörsonals erforderlidi.

Zu Ihrer Umfrage mödite id i in
folgedessen absdiließend wie folgt

Stellung nehmen: Aus preis- und 
lohnpolitisdien Gründen muß im 
gegenwärtigen Zeitpunkt jede 
Tariferhöhung seitens der ö ffen t-' 
lidien Dienste abgelehnt werden. 
Die Träger der öffentlidien Dienste 
sollten von soldien Belastungen 
befreit werden, die in das Gebiet 
der allgemeinen Sozialpolitik ge
hören. Die behördlidi festgesetzten 
Tarife sollten nidit verstedcte 
Steuern für die Durdiführung von 
Investionsvorhaben enthalten. Die 
Tarife sollten so einfadi wie mög- 
lid i gehalten werden. Dabei ist es 
in einem geeigneten preisspydiolo- 
gisdien Zeitpunkt durdiaus mög- 
lidi, die D urdisdinittssätze dem 
allgemeinen Kostenniveau nadi

und nadi anzugleidien. Die drin
gendste Forderung ist aber, daß 
gerade die Betriebe der öffent- 
lidien Dienste sdiärfste Rationali
sierungsmaßnahmen durdiführen, 
um gegen jeden demagogisdien 
Angriff gefeit zu sein. In Anbe- 
trad it der Gemeinnützigkeit der 
öffentlidien Dienste sollte die 
öffentlidie Hand aber bereit sein, 
in preispolitisdien Ausnahmezeiten 
vorübergehende Subventionen oder 
Kredit zu gewähren. Die W irkung 
von Tariferhöhungen sowohl auf 
die W irtsdiaft wie auf den Mann 
von der Straße darf nidit unter- 
sdiätzt werden. Sie kann von 
keiner nodi so sdiarfsinnigen Be
gründung aufgehoben werden, (h)

Dipl. rer. pol. Helmut Schmidt, Hamburg

Nordwestdeutschland im Rahmen deutscher Verkehrspolitik

Im Zuge der Europäisierungsbestrebungen hat sidi 
auf dem Transportsektor das Sdilagwort „Ver

kehrsintegration" rasdi eingebürgert. Fast zu sdinell 
mödite man sagen, denn zweifellos ist es verfrüht, 
gerade auf diesem Gebiet voreilige Hoffnungen zu 
nähren. Trotz der gerade dem V erkehr innewohnen
den Kraft, Entfernungen und Grenzen zu überbrüdcen, 
befinden wir uns — unbesdiadet einiger w irkungs
voller Ansätze, zum Beispiel in der internationalen 
Zusammenarbeit der Eisenbahnen :— erst im vorberei
tenden Stadium einer supranationalen Koordinierung 
des Verkehrs. Das liegt vor allem an der Tatsadie der 
vielfältigen, w iderstreitenden spezifisdien nationalen 
und regionalen Interessen und entsprediender tradi
tioneller verkehrspolitisdier Tendenzen, die mit dem 
Begriff des Protektionismus im weitesten Sinne um- 
sdirieben werden können. Ähnlidie Tatbestände gibt 
es audi auf dem Sektor beispielsweise der internatio
nalen Handelspolitik, die durdi das gekünstelt kom
plizierte (aber nidit immer sehr kunstvolle!) Gebäude 
der devisenreditlidien Bestimmungen als ihr unver- 
m eidlidier Appendix gekennzeidinet wird. Unabhän
gig aber von diesem Problem stößt der V ersudi der 
V erkehrsintegration außerdem auf die Tatsadie, daß 
audi innerhalb der einzelnen nationalen W irtsdiafts- 
und Verkehrsgebiete zunädist gewisse V oraussetzun
gen gesdiaffen werden müssen, ehe man auf supra
nationaler Ebene zur „Integration“ sdireiten kann; 
denn — wenn es audi denkbar ist, daß der Zusammen- 
sdiluß vieler sdiw adier Einzelner der Gesamtheit 
Stärke verleiht — eine europäisdie V erkehrsintegra
tion etwa im Jahre 1952 würde sehr ungleidi ausge
sta tte te Partner mit gleidien A nsprüdien und gleidien 
Rediten an einen Tisdi führen, wobei dann die Ge
fahr besteht, daß die derzeitigen, auf Kriegsfolgen be
ruhenden und naturgemäß nur vorübergehenden, 
Sdiwerpunktbildungen künstlidi verewigt würden.

Für diese These ließe sidi eine Reihe von Beispielen 
anführen. Hier soll nur auf die gegenwärtige Ver
kehrslage N ordwestdeutsdilands hingewiesen werden, 
die dringend einiger w esentlidier V erbesserungen be
darf, ehe man sie etwa im Rahmen der Integration 
einem internationalen Besdilußgremium anvertrauen 
könnte. Dabei w äre es durdiaus unvollständig, wenn 
man die Verkehrssituation des nordwestdeutsdien 
Raumes aussdiließlidi aus der Perspektive jener For
derungen betraditen  würde, die sidi bereditigterweise 
für die w irtsdiaftlidie Konsolidierung der deutsdien 
Seehäfen und der deutsdien Seesdiiffahrt einsetzen; 
der Tenor dieses Themas darf hier als bekannt vor
ausgesetzt werden. V ielfadi wird indessen übersehen, 
daß die Bedeutung eines internationalen Seehandels
platzes, w ie z. B. Hamburg, weitgehend audi eine 
direkte Abhängige seines W ertes für den binnenlän- 
disdien V erkehr ist. So liegt audi die Verkehrsauf
gabe des nordwestdeutsdien Küstenraumes mit seinem 
Gravitationszentrum Hamburg n id it allein im Um- 
sdilag der W arenström e aus dem binnenländisdien 
Verkehr in den Ü berseeverkehr und umgekehrt, son
dern audi in der Verteiler-, Sammel- und Durdilei- 
tungsfunktion für den innerkontinentalen N ordsüdver
kehr aus und nadi Skandinavien. Für diese „Dreh- 
sdieibenfunktion“ weisen die binnenländisdien Ver
kehrssystem e im nordwestdeutsdien Raum heute 
starke Mängel auf, die im folgenden kurz angedeutet 
werden sollen.

Nordsüdverbindung fü r  den Straßenverkehr

Für den Nordsüdverkehr hat die im W eidibilde Ham
burgs nodi dazu unterbrodiene Autobahnstredce Bre
men—Lübedc nur untergeordneten W ert, da ihr der 
west- und südwärtige Ansdiluß an das Autobahnnetz 
fehlt. A udi nördlidi Lübedis ist keinerlei leistungs
fähiger Ansdiluß vorhanden, so daß der dänisdie und
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